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Vorwort 

Verwaltung wird im deutschen Sprachgebrauch überwiegend als 
öffentliche Verwaltung verstanden. So versteht auch dies Buch den Be-
griff. Dem steht nicht im Wege, daß gleichfalls private Gebilde zur 
Selbsterhaltung ebenso wie zur Aufgabenerfüllung auf verwaltende 
Tätigkeit angewiesen sind, sei es in organisatorischer Hinsicht, sei es 
bei der Gestaltung und Handhabung des Geschäftsverlaufs. Privatver-
waltung ist nicht nur im Großbetrieb zur Blüte gekommen, sondern 
auch im Verbandswesen mit seinen heutigen Breitenwirkungen. Daraus 
entwickeln sich wichtige Gemeinsamkeiten für die innere Systematik 
des Verwaltens in den verschiedensten Sachbereichen. Deshalb schwenkt 
auch hier der Blick wiederholt von der öffentlichen Verwaltung zur 
Privatverwaltung hinüber, nicht um kennzeichnende Unterschiede ab-
zuschwächen, sondern um durch Vergleich das Blickfeld zu erweitern. 

Im Gegensatz zu dem großen Angebot von Behandlungen des Rechts 
der Verwaltung in der deutschen Lehrtradition sind Darstellungen, die 
sich mit dem Wesen der Verwaltung befassen, heutzutage fast nicht 
vorhanden. Das mangelnde Gleichgewicht ist vielfach beklagt worden. 
Es ist um so fühlbarer geworden, als unsere Zivilisation im Zuge zur 
Großstruktur sich in ständig zunehmendem Umfang auf die Methodik 
des Verwaltens stützt. Das Wachstum der öffentlichen Verwaltung, 
lange Gegenstand besorgter Kommentare, ist darin nur ein Symptom, 
dem sich andere anreihen lassen, in denen das anstrengende Formungs-
streben der industriellen Gesellschaft sichtbar wird. 

Das sich anbahnende Zeitalter der Verwaltung ruft mit besonderem 
Nachdruck nach Leistungsfähigkeit. Was sind die neuen Aufgaben? 
Sind die alten Formen noch gut genug? Ist der Zusammenhang mit den 
Bedürfnissen des Lebens hinreichend eng? Dies sind Fragen, die sich 
nicht allein an die öffentliche Verwaltung richten. Sie wenden sich 
ebenso dringlich an die Allgemeinheit. Aber Antworten setzen Kennt-
nis voraus. Solche Kenntnis darf nicht das Privileg des Fachmanns 
sein, der sich im Apparat einschließt. Kenntnis der Verwaltung spielt 
eine oft unterschätzte Rolle in dem, was sich vielleicht als öffentliches 
Denken bezeichnen läßt, jene Kraft, ohne die eine freie Gesellschaft 
ohne Auftrieb bleiben würde. 

In solcher Größenordnung ist dies Buch ein kleines Projekt, ungeach-
tet der darin investierten Mühewaltung. Es kann nicht mehr sein als 
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eine einführende Darstellung. Wenn sie wiederholt in die Höhe führt, 
so ist das der Zusammensetzung der Verfasserliste zu danken, die das 
Titelblatt ziert. Den Mitarbeitern schwebte ein im Vorwege bestimmtes 
Arbeitsprodukt vor Augen, das sie für ihre eigene Rolle zugrunde zu 
legen bereit waren. Das liegt nicht jedem. Wenn der Leser glaubt, hier 
oder dort eine Ausnahme entdecken zu können, möge er ihr den mög-
lichen Gewinn der thematischen Vielgestaltigkeit gegenüber stellen. 
Allgemein zielte die Planung des Buchs auf Vielheit der Perspektiven. 
Gerade das wurde durch die weitgesteckte Beteiligung fast automatisch 
gefördert, weil zu erwarten war, daß jeder Mitarbeiter seine Berufs-
erfahrung oder seinen theoretischen Standort trotz Zurückhaltung im 
Argumentativen anklingen lassen werde. Man hört mehr als eine 
Stimme, und zur vollen Ermittlung der Rollenverteilung zu bestimmten 
Punkten mag es der Konsultation des Sachverzeichnisses bedürfen. Wer 
selbst ein ganzes Buch vorlegt, kommt zu solcher gelegentlichen Doppel-
züngigkeit nur durch gedankliche Nachlässigkeit und aus Versehen. 

Die Initiative für dies Buch lag bei zwei Kollegen: earl Hermann 
Ule, damals Rektor der Hochschule für Verwaltungswissenschaften, und 
Erich Becker, dessen langjährige-s Interesse an dem Sachgebiet bekannt 
ist. Ihr guter Rat prägte sich dem Projekt in seinen verschiedenen Sta-
dien gestaltend auf. Bei der Formulierung des Gesamtplans wurden 
ebenfalls wertvolle Beiträge geleistet von Elmar Breuck:mann, Niklas 
Luhmann und Roman Schnur, damals alle Referenten am Forschungs-
institut der Hochschule. 

F.M.M. 
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I. Teil 

Ausgangspunkte 

Ein Buch, zumal wenn es sich nach der Natur der Sache nicht bereits 
durch Kürze dem Leser erschließt, bedarf einer inhaltlichen Gruppie-
rung, um das erwünschte Maß von übersichtlichkeit zu erzielen. Dazu 
besteht besonderer Anlaß, wenn der darzustellende Gegenstand sowohl 
umfänglich wie auch mannigfach verzweigt ist, wie das für unser Thema 
zutrifft. Verwaltung reicht heute kraft der Bedürfnisse, deren Befriedi-
gung ihr übertragen ist, tief und vielfach in das Dasein des Einzelwesens 
und die Gesamtheit des Gruppenlebens hinein. Vielleicht könnte man 
in der Tat das Wesen der industriellen Gesellschaft in ausreichender 
Weise aus der Fülle der Zuständigkeiten, Handelnsformen und Bezie-
hungsverflechtungen umreißen, in denen der ausgedehnte Aufgaben-
kreis der Verwaltung sichtbar wird. Die umfassende Rolle der Verwal-
tung, im Rahmen des Systems der öffentlichen Verantwortlichkeit, ist 
ein Kennzeichen unserer Zivilisation. Die Problematik dieser Rolle, in 
propagandistischer Verzerrung ebenso wie in wissenschaftlichen Be-
mühungen um Verständnis, bewegt unser Zeitalter. 

übersichtlichkeit dessen, was hier zusammengetragen ist, scheint um-
so mehr angezeigt, als das Buch nicht einen, sondern mehrere Verfasser 
hat. Jeder trägt Gesichtspunkte in die Erörterung, die sein eigen sind; 
daraus entwickelt sich ein schrittweise weitergeführtes Gespräch, in dem 
das Ergebnis der Klarstellung dem Austausch der Auffassungen ent-
springt. Um das für den Leser gewinnbringend zu machen, bedarf es 
der Schaffung einer Grundlage. Man muß schon den Beginn auf Breite 
anlegen, um gleich anfangs ein Bild zu sehen, nicht nur einen begrenz-
ten Ausschnitt. Das Bild wird genauer und perspektivisch reicher, indem 
die Darstellung fortschreitet. 

Solcher Einführung dient dieser vorangestellte Teil, der Ausgangs-
punkte für die eingehende Behandlung liefern soll. Im ersten Kapitel 
kommt es zu einer gerafften Vorschau auf die öffentliche Verwaltung, 
in historischer Perspektive. Dem schließt sich ein Blick auf die Entwick-
lung im betrieblichen Bereich an, vornehmlich in der Privatwirtschaft. 
Die Entfaltung der Verwaltungswissenschaft findet als nächstes Beach-
tung. Zur Abrundung werden sodann einige Hauptthemen aufgegriffen, 
die sich durch das ganze Buch hinziehen. 

1 Verwaltung 



Kapitell 

Neuzeitliche Entwicklung der öffentlichen Verwaltung 

Von Franz Mayer 

Hauptepochen der deutschen Verwaltung in der Neuzeit 

Reichsregiment und Reichspolizeiordnungen. Wohl für keinen 
Sachbereich steht dem Historiker zur Abgrenzung von Mittelalter und 
Neuzeit eine so augenfällige Zäsur zur Verfügung wie für die Gerichts-
barkeit und Verwaltung Deutschlands. Für sie beginnt die Neuzeit mit 
dem Reichsabschied von Worms. Dieser Reichsabschied des Jahres 1495, 
der als .. Ewiger Landfriede" in die Geschichte eingegangen ist, schuf für 
das ganze Reichsgebiet ein höchstes richterliches Organ, das Reichs-
kammergericht, lange in Speyer, und übertrug die oberste Exekutivge-
walt der Reichsversammlung. Mit dem Ausbau der Reichsexekutive be-
schäftigten sich in der Folge die Reichstage von Lindau 1497, von Frei-
burg 1498, von Augsburg 1500, von Worms 1521 und von Nürnberg 1522. 
Neben einer territorialen Neugliederung des Reiches in Kreise wurden 
zur leichteren Handhabung der Exekutivgewalt ein Reichsregiment 
eingerichtet und die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen für eine 
durchgreifende Reichspolizeigesetzgebung geschaffen. Damit schien eine 
Reform gelungen zu sein, um die man schon seit dem Beginn des 
15. Jahrhunderts gerungen hatte. Der Motor für die Reichsreform, die 
zum guten Teil eine Verwaltungsreform von oben her sein sollte, war 
der in dieser Zeit einsetzende Aufbruch eines gesteigerten Lebensge-
fühls, den wir ganz allgemein als Renaissance bezeichnen und der, mit 
den ständig wachsenden Lebensansprüchen, dem Gemeinwesen und 
seiner Verwaltung plötzlich wesentlich mehr abverlangte, als diese bis-
her zu geben bereit waren und auch geben konnten. 

Die praktische Durchführung der Reichstagsbeschlüsse stieß aber auf 
mannigfache Widerstände. Nach verschiedenen Versuchen, zunächst mit 
einem mehr monarchisch ausgerichteten und dann mit einem rein stän-
disch geprägten Reichsregiment, scheiterte die Reichsreform jedenfalls 
insoweit, als sie eine Reichsverwaltung einrichten wollte. Von Dauer 
waren nur die Kreiseinteilung des Reiches (die territoriale Zusammen-
fassung von Reichsständen) und eine Exekutionsordnung, die in der Fas-
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sung von 1550 den Kreisen die Vollstreckung der Urteile des Reichs-
kammergerichts, die Wahrung des Landfriedens, die Aufsicht über 
Münze und Zoll und bei der Durchführung der Polizeiordnungen sowie 
das Umlagerecht für Steuern und Truppenkontingente der Reichsarmee 
übertrug. Damit lagen die entscheidenden Verwaltungsfunktionen des 
Reiches bei den Reichsständen. Echte Reichsbehörden wurden jedenfalls 
nicht in größerem Umfang eingerichtet. Andererseits kam es aber ge-
rade über die Reichsreform zu bleibenden Reformen der Territorial-
verwaltungen1• 

Dementsprechend verlief auch die Entwicklung des materiellen Rechts 
der Verwaltung, die Ausbildung eines "Policeyrechts". Eine erste um-
fassende Reichspolizeiordnung konnte 1530 auf dem Reichstag zu Augs-
burg verabschiedet werden, die auf den Reichstagen zu Augsburg in 
den Jahren 1548 und 1551 neuerlich verbessert wurde und die schließlich 
1577 in Frankfurt durch den Kaiser und eine Reichsdeputation ihre end-
gültige Fassung erhielt. Während die Reichspolizeiordnung von 1530 
und von 1548 den Territorialherren noch die Änderung der reichsrecht-
lichen Vorschriften zuungunsten der Rechtsunterworfenen verboten 
hatte!, gab die endgültige Fassung der Reichspolizeiordnung von 1577 
den Territorialgesetzgebern freie Hand, so daß die einzelnen Reichs-
stände vom späten 16. Jahrhundert ab in der Schaffung von partikula-
rem Polizeirecht (Verwaltungsrecht) durch nichts gehindert waren. 
Wenn auch in den meisten Territorien die weitere Entwicklung durchaus 
im Einklang mit dem Reichsrecht und in Zusammenarbeit mit dem 
Reich vor sich ging, so wurde doch die Verwaltung immer mehr eine 
eigenständige Angelegenheit der einzelnen Reichsterritorien. Insbeson-
dere als der Westfälische Friede den Reichsständen die omnimoda iuris-
dictio brachte, worunter nach dem damaligen Sprachgebrauch die Lan-
deshoheit zu verstehen ist, schufen sich die Landesherren im Zusam-
menwirken oder auch in Auseinandersetzung mit den Landständen des 
jeweiligen Territoriums die ihnen gemäß erscheinende Landesverwal-
tung. Spätestens vom 17. Jahrhundert ab bestimmen die immer selb-
ständiger werdenden Reichsstände Gesicht, Form und Struktur der neu-

1 Vgl. Adolf Zycha, Deutsche Rechtsgeschichte der Neuzeit. 2. Aufl. Mar-
burg: Simon. 1949, S. 58, 60; Schwerin/Thieme, Grundzüge der deutschen 
Rechtsgeschichte. 4. Aufl. Berlin und München: Duncker & Humblot, 1950, 
S. 279 ff.; Planitz/Eckhardt, Deutsche Rechtsge.~chichte. Graz-Köln: Böhlaus 
Nacht, 1961, S. 266; Andreas Walther, Die Ursprünge der deutschen Behörden-
organisation. Stuttgart und Berlin: Kohlhammer, 1913, S. 83--84; Erich Moutor, 
Die Reichsreformbestrebungen des 15. Jahrhunderts bis zum Tode Kaiser 
Friedrichs III. Breslau: Marcus, 1921. 

I Es war "einer jeden Obrigkeit, so Regalien von Uns und dem Heiligen 
Römischen Reiche hat, unbenommen, diese Unsere Ordnung, nach eines jeden 
Landes Gelegenheit, einzuziehen, zu ringern oder zu mäßigen, aber in keinem 
Weg zu erhöhen oder zu mehren" (Sammlung der Reichsabschiede. Frank-
furt/M.: Koch, 1747, Bd. II, S. 345 (Tit. XXXIX §2) und S. 606 (Tit. XXXVII §5). 
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